
so müssen sie sinnvoll eingesetzt werden. - Danke schön.

(Beifall bei der PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren, ich glaube, wir sind alle aufgeru­
fen, diese Probleme anzupacken.

Meine Damen und Herren! Die Aktuelle Stunde ist damit be­
endet.

Wir haben noch einen Tagesordnungspunkt, es gibt eine per­
sönliche Erklärung der Abgeordneten Diestel und Wollenberger. 
Ich bitte Frau Wollenberger, diese persönliche Erklärung zu ver­
lesen.

Frau Wollenberger (Bündnis 90/Grüne):

Persönliche Erklärung der Abgeordneten Dr. Diestel und Vera 
Wollenberger: Aus Anlaß der besonderen Bedeutung des 3. Ok­
tober in der Geschichte des deutschen Volkes und in Erwägung, 
daß möglichst vielen Menschen die Chance gegeben werden soll, 
an diesem entscheidenden Wendepunkt ein neues Leben zu be­
ginnen, schlagen die Abgeordneten Dr. Diestel und Vera Wollen­
berger der Volkskammer vor:

Die Volkskammer möge beschließen: Das Präsidium der 
Volkskammer möge der Präsidentin der DDR vorschlagen, eine 
Amnestie zum 3.10. zu erlassen. Für alle Straftäter, die wegen 
der Schwere ihrer Delikte nicht amnestiert werden können, soll­
ten strafmindernde und therapeutische Maßnahmen ergriffen 
werden, die eine spätere Wiedereingliederung der Gefangenen 
in die Gesellschaft erleichtern. In diese Regelung sind auch alle 
in der DDR inhaftierten ausländischen Staatsbürger einzubezie­
hen.

Mit dieser Regelung soll Gefangenen, die wegen geringer kri­
mineller Delikte als Wiederholungstäter von vergangenen Am­
nestien ausgenommen worden sind, die Möglichkeit gegeben 
werden, in Freiheit einen Neuanfang zu versuchen. Sie sollen in 
dieser schwierigen Übergangszeit bei ihren Familien sein kön­
nen. Die Gefangenen sind sich des von ihnen begangenen Un­
rechts bewußt und möchten beweisen, daß sie aus ihren Fehlern 
gelernt haben.

Ich zitiere aus einem Brief der Gefangenen an Volkskammer­
abgeordnete: „Wir fühlen uns in der Rolle des Kriminellen nicht 
wohl. Wir wollen zurück in die Gesellschaft. Bitte helfen Sie uns 
dabei. Auch wir haben Familienangehörige, Frauen, Verlobte, 
Kinder, Eltern usw., die uns zurückhaben möchten. Andererseits 
benötigen wir die Freiheit, um uns unter neuen gesellschaftli­
chen Verhältnissen einbringen zu können und nicht noch mehr 
psychosozialen Schaden zu nehmen. Noch vorhandene soziale 
Bindungen dürfen nicht kaputtgehen. Wir brauchen sie, um uns 
zurechtzufinden.“

Im Sinne dieser Bitte bitte ich Sie, Frau Präsidentin, und Sie, 
verehrte Abgeordnete, den von Dr. Diestel und mir vorgeschla­
genen Weg mitzugehen.

(Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Schmieder:

Danke schön, Abgeordnete Wollenberger. Zur Erklärung der 
Abgeordneten gibt es keine Anfragen. Ich bedanke mich.

(Dr. Gysi, PDS: Es soll keine Anfrage sein.)

Es gibt keine Anfragen und keine weiteren Meinungsäußerun­
gen.

Meine Damen und Herren! In der 33.Tagung der Volkskam­
mer wurde zur Drucksache Nr. 209 - Antrag der Fraktion CDU/ 
DA vom 28. August 1990, betreffend Verordnung zum Gesetz zur 
Entflechtung des Handels in den Kommunen - die Überweisung 
der Vorlage an den Ausschuß für Handel und Tourismus und den

Rechtsausschuß beschlossen. Beide Ausschüsse haben im Mo­
ment Kompetenzstreitigkeiten, wer denn der federführende sei. 
Es gilt also, jetzt noch über die Federführung zu befinden. Das 
Präsidium schlägt Ihnen vor, die Federführung dem Ausschuß 
für Handel und Tourismus zu übertragen. Wer damit einverstan­
den ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Danke schön. Ge­
genstimmen bitte! - Danke. Stimmenthaltungen? - Bei einigen 
Gegenstimmen und Stimmenthaltungen ist mehrheitlich so be­
schlossen worden. Danke schön.

Ich rufe auf Tagesordnungspunkt 3 :

Fragestunde
(Drucksache Nr. 218).

Meine Damen und Herren! Hierzu liegt Ihnen in der Drucksa­
che Nr. 218 der komplette Fragespiegel vor. Folgende Geschäfts­
bereiche werden nacheinander behandelt:

der Geschäftsbereich des Ministers des Innern mit der Frage 
Nr. 5; der Geschäftsbereich des Ministers der Finanzen mit der 
Frage Nr. 6; der Geschäftsbereich des Ministers für Umwelt, Na­
turschutz, Energie und Reaktorsicherheit mit den Fragen Nr. 7 
und 8; der Geschäftsbereich des Ministers für Arbeit und Sozia­
les mit den Fragen Nr. 10 und 11; der Geschäftsbereich des Mini­
sters für Gesundheitswesen mit der Frage Nr. 12; der Geschäfts­
bereich des Ministers für Wirtschaft mit der Frage Nr. 13 sowie 
der Geschäftsbereich des Ministers für Abrüstung und Verteidi­
gung mit den Fragen Nr. 14 und 15. Gleichzeitig kann ich Ihne: 
mitteilen, daß die Fragen Nr. 1 bis 4 sowie Nr. 16, 17 und 18' 
schriftlich beantwortet werden. Dabei kann ich Ihnen mitteilen, 
daß die Frage Nr. 4 - so hat mir Abgeordneter Börner mitgeteilt - 
durch den Ministerpräsidenten bereits schriftlich beantwortet 
worden ist.

Zur Komplettierung kann ich Ihnen mitteilen, daß die Frage 
Nr. 9 aus dem Geschäftsbereich des Ministeriums für Städtebau, 
Bauwesen zurückgezogen wurde.

Wir beginnen, wie angekündigt, mit dem Geschäftsbereich des 
Ministers des Innern. Ich bitte den Abgeordneten Rainer Pietsch 
von der Fraktion Bündnis 90/Grüne, die Frage zu stellen.

Pietsch (Bündnis 90/Grüne):

Herr Innenminister! In der Presse war zu lesen, daß der Bür­
ger Diestel ein Grundstück mit Einfamilienhaus am Zeuthener 
See erworben und dafür die Zustimmung des Innenministers 
Diestel erhalten hat.

(Heiterkeit)

Auch die Herren Ahrendt - Ex-Innenminister der DDR -, VP- 
Direktor Fischer und Chefinspektor Müller sollen in Zeuthen 
Grundstücke und Häuser vom MdI mit Ihrer Zustimmung er­
worben haben. Können Sie diese Sachverhalte bestätigen? Kön­
nen Sie uns auch die Kaufsumme nennen?

Dr. Diestel, Stellvertreter des Ministerpräsidenten und Mi­
nister für Innere Angelegenheiten:

Herr Abgeordneter! Ich kann diese Frage wie folgt beantwor­
ten. Ich habe auf ausdrückliche Empfehlung bundesdeutscher 
und DDR-Sicherheitsexperten diesen Kauf getätigt. Der Kauf 
wurde in Übereinstimmung mit den Rechtsvorschriften der 
DDR getätigt. Selbstverständlich kann sich ein Innenminister 
nicht selbst eine Zustimmung geben. Die Zustimmung dafür hat 
mir - wie es in Rechtsvorschriften vorgesehen ist - der SPD-Fi- 
nanzminister Herr Dr. Romberg gegeben. Ich möchte Sie dar­
über informieren, daß in gleicher Art und Weise seitens der Mini­
sterien einige hundert Häuser an die Nutzer veräußert wurden.

Ich werde mir im übrigen, da Sie konkrete Dinge berühren, die 
meine persönliche Sphäre betreffen - ich habe das in ehelicher 
Vermögensgemeinschaft erworben, Herr Abgeordneter -, erlau­
ben, Ihnen diese Detailkenntnisse, die Sie haben wollen, und
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